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124 Rechtsverordnung 
f zum Schutze der Erbgeſundheit (Ehegeſundheitsgeſetz). 
Vom 8. Auguſt 1938. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 49 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des ſeine Geltungsdauer verlängernden Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird unter der Bezeichnung „Ehegeſundheitsgeſetz“ folgende 
Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen: 

8 1 

(1) Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden, 

a) wenn einer der Verlobten an einer mit Anſteckungsgefahr verbundenen Krankheit leidet, die 
eine erhebliche Schädigung der Geſundheit des anderen Teiles oder der Nachkommen befürchten 

b) wenn einer der Verlobten entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht, 

c) wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu ſein, an einer geiſtigen Störung leidet, die 
die Ehe für die Volksgemeinſchaft unerwünſcht erſcheinen läßt, 

d) wenn einer der Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne der Rechtsverordnung zur Ver⸗ 

hütung erbkranken Nachwuchſes leidet. 

(2) Die Beſtimmung des Abſatzes 1 Buchſtabe d ſteht der Eheſchließung nicht entgegen, wenn 
der andere Verlobte unfruchtbar iſt. 

8 2 

Vor der Eheſchließung haben die Verlobten durch ein Zeugnis des Kreisarztes (Ehetauglichkeits⸗ 

zeugnis) nachzuweiſen, daß ein Ehehindernis nach $ 1 nicht vorliegt. AL 


8.3 
) Eine entgegen den Verboten des § 1 geſchloſſene Ehe iſt nichtig, wenn die Ausſtellung des 
Ehetauglichkeitszeugniſſes oder die Mitwirkung des Standesbeamten bei der Eheſchließung von den 
Verlobten durch wiſſentlich falſche Angaben herbeigeführt worden iſt. Sie iſt auch nichtig, wenn ſie zum 
Zwecke der Umgehung des Geſetzes im Auslande geſchloſſen iſt. Die Nichtigkeitsklage kann nur vom 
Staatsanwalt erhoben werden. i 
(2) Die Ehe iſt von Anfang an gültig, wenn das Ehehindernis ſpäter wegfällt. 


i DE 8 4 
(1) Wer eine verbotene Eheſchließung erſchleicht ( 3), wird mit Gefängnis nicht unter drei Mo⸗ 
naten beſtraft. Der Verſuch iſt ſtrafbar. 7 5 i 
(2) Die Verfolgung wegen des vollendeten Vergehens tritt nur ein, wenn die Ehe für nichtig er- 
klärt iſt. . N f a 
8 5 


(1) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden keine Anwendung, wenn beide Verlobte oder der männ⸗ 


1J!!..C!.!.!õbõ;é. 8 175 
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§ 6 
Der Senat, Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik, kann Befreiungen von 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes bewilligen. 
8 7 
Der Senat erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorſchriften. 
88 
(1) Diejes Geſetz tritt am a der Verkündung in Kraft. 
(2) Den Zeitpunkt des Inkrafttretens des § 2 beſtimmt der Senat, Abteilung für Geſundheits⸗ 
weſen und Bevölkerungspolitik. Bis zu dieſem Zeitpunkt iſt ein Ehetauglichkeitszeugnis nur in Zweifels⸗ 
fällen vorzulegen. 


Danzig, den 8. Auguſt 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G. 4438 Greiſer Großmann 


125 Erſte Verordnung 
zur Durchführung der Rechtsverordnung zum Schutze der Erbgeſundheit (Ehegeſundheitsgeſetz). 
Vom 8. Auguſt 1938. 


Auf Grund des §7 der Rechtsverordnung zum Schutze der Erbgeſundheit (Ehegeſundheitsgeſetz) 
vom 8. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 245) wird folgendes verordnet: 0 


8 1 
Die Ausſtellung 928 Ehetauglichkeitszeugniſſes (Anlage 1) erfolgt durch den zuſtändigen Kreisarzt. 


82 i 

(1) Zwecks Erlangung des Ehetauglichkeitszeugniſſes hat ſich jeder Verlobte von dem Kreisarzt 
unterſuchen zu laſſen, in deſſen Bezirk er ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. Hat ein 
Verlobter ſeinen Wohnſitz im Ausland oder hält er ſich längere Zeit im Ausland auf, ſo kann er ſich 
von jedem Danziger Kreisarzt unterſuchen laſſen. Der Kreisarzt hat Ermittelungen über die Erb⸗ 
geſundheit des Verlobten anzuſtellen. 

(2) Der Verlobte kann ſich auch von einem vom Senat, Abteilung für Geſundheitsweſen und Be⸗ 
völkerungspolitik, hierfür zugelaſſenen Arzt der freien Praxis unterſuchen laſſen. Das Ergebnis der 
Anterſuchung iſt in einem Anterſuchungsbogen (Anlage 2) niederzulegen und dem Kreisarzt unmittelbar. 
zu überſenden. Der Kreisarzt hat das Unterfuhungsergebnis feiner Beurteilung zugrunde zu legen. 

(8) Hat einer der Verlobten ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland, ſo kann 
die Unterſuchung mit Genehmigung des Senats, Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungs⸗ 
politik, auch durch einen ausländiſchen Arzt erfolgen. 


8 3 
Bis zum Inkrafttreten des § 2 des Ehegeſund heitsgeſetzes iſt ein Ehetauglichkeitszeugnis nur bei⸗ 
zubringen, wenn der Standesbeamte begründete Zweifel daran hat, ob ein Ehehindernis im Sinne 
des § 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes vorliegt. 


1 


8 4 

(1) Das Ehetauglichkeitszeugnis wird von dem für die Unterſuchung der Braut zuſtändigen Kreis⸗ 
arzt ausgeſtellt. 

(2) Iſt der Kreisarzt nicht auch für die Unterſuchung des Bräutigams zuſtändig, ſo iſt das Ehe⸗ 
tauglichkeitszeugnis erſt auszuſtellen, wenn die b über den Geſundheitszuſtand des Bräuti⸗ 
gams vorliegen. 

8 5 


Leiſten die Verlobten einer Anordnung des Kreisarztes zur Beibringung der für ihre Beurteilung 
erforderlichen Nachweiſe keine Erfolge, ſo kann der Kreisarzt die Ausſtellung des Ehetauglichkeits⸗ 
zeugniſſes ablehnen. 

§ 6 

Beſitzt nur der Bräutigam die Danziger Staatsangehörigkeit, ſo iſt er eee die Unterlagen 

für die Beurteilung der Ehetauglichkeit der Braut al 
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8 7 i 
Das Ehetauglichkeitszeugnis wird ungültig, wenn die Ehe nicht binnen ſechs Monaten ſeit der 
Ausſtellung geſchloſſen wird. Der Kreisarzt kann die Friſt verlängern. 


8 8 

(1) Werden dem Kreisarzt nach Erteilung des Ehetauglichkeitszeugniſſes Ehehinderniſſe nach 8 1 
101 ee bekannt, ſo kann er das Zeugnis zurücknehmen, ſolange die Ehe nicht ge⸗ 
chloſſen iſt. 

(2) Die Zurücknahme iſt beiden Verlobten und dem für die Eheſchließung zuſtändigen Standes⸗ 
beamten mitzuteilen. 

8 9 

Über die Verſagung des Ehetauglichkeitszeugniſſes iſt den Verlobten von dem Kreisarzt eine Be⸗ 

ſcheinigung zu erteilen (Anlage 3). 
5 8 10 

(1) Für die Erteilung oder die Verſagung des Ehetauglichkeitszeugniſſes erhebt der Kreisarzt von 
jedem Verlobten eine Gebühr von fünf Gulden. Bei Bedürftigkeit hat der Kreisarzt die Gebühr zu 
ermäßigen oder zu erlaſſen. Über Beſchwerden gegen die Gebührenfeſtſetzung entſcheidet der Senat, 
Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik. 

(2) Die Aushändigung des Zeugniſſes oder der Beſcheinigung (§ 9) kann von der vorherigen 
Zahlung der Gebühr abhängig gemacht werden. 

(3) Die Tätigkeit des Arztes nach § 2 Abſatz 2 iſt koſtenlos, wenn ſie für eine Perſon, die bei 
einer geſetzlichen Krankenkaſſe oder einer Erſatzkaſſe verſichert iſt, für deren anſpruchsberechtigte Fa⸗ 
milienangehörigen oder für ſolche Perſonen ausgeübt wird, für die im Falle einer Krankheit die 
öffentliche Fürſorge eintreten muß. Das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzungen iſt dem Arzt durch 
Vorlage eines Ausweiſes der Krankenkaſſe oder des Fürſorgeträgers nachzuweiſen. 


§ 11. g 
Gegen die Verſagung (8 9) oder die Zurücknahme des Ehetauglichkeitszeugniſſes aus Gründen des 
§ 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes kann jeder Verlobte die Entſcheidung des Erbgeſundheitsgerichts an⸗ 


rufen. 
8 12 


(1) Gegen die Entſcheidung des Erbgeſundheitsgerichts iſt binnen einer Notfriſt von zwei Wochen 
ſeit der Zuſtellung die Beſchwerde an das Erbgeſundheitsgericht zuläſſig. Die Beſchwerde hat auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. 

(2) Die Beſchwerde kann von jedem Verlobten ſowie von dem Kreisarzt eingelegt werden. 


8 13 
(1) Das Gericht hat von Amts wegen zu prüfen, ob ein Ehehindernis nach 8 1 des Ehegeſund— 
heitsgeſetzes vorliegt. 
(2) Der Beſchluß, daß ein ſolches Ehehindernis nicht vorliegt, erſetzt das Ehetauglichkeits⸗ 


zeugnis. 1 0 
1 { 
Als Richter find die Arzte ausgeſchloſſen, die bei der Unterſuchung auf die Ehetauglichkeit oder 
bei der Ausſtellung der Beſcheinigung (8 9) mitgewirkt haben. 


15 
(1) Ein minderjähriger Verlobter kann ſeine Rechte ſelbſt wahrnehmen. 
(2) Ein Pfleger wird in Ehegeſundheitsſachen nicht beſtellt. 


8 16 

Auf das Verfahren in Ehegeſundheitsſachen finden die Vorſchriften der Rechtsverordnung zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 24. November 1933 (G. Bl. ©. 581) und ihrer Ausführungs⸗ 
verordnungen entſprechende Anwendung. 
| 8 17 | 

(1) Das Gericht kann das perſönliche Erſcheinen der Verlobten und ihre ärztliche Unterſuchung an⸗ 
ordnen. Ein Zwang zur Durchführung dieſer Anordnungen iſt nicht ſtatthaft. 

(2) Wird der Anordnung nicht Folge geleiſtet, ſo kann das Gericht die Verſagung oder Zurück⸗ 
nahme des Zeugniſſes ohne weitere Ermittelungen beſtätigen. 
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5 § 18 
Der Beſchluß des Gerichts iſt beiden Verlobten ſowie dem Kreisarzt unter Mitteilung der 
Gründe zuzuſtellen. 8 
8 19 
(1) Für das gerichtliche Verfahren wird in jedem Rechtszug eine Gebühr von fünf Gulden er⸗ 
hoben. Für das Verfahren vor dem Erbgeſundheitsgericht wird die Gebühr nicht erhoben, wenn die 
Beſchwerde von dem Kreisarzt eingelegt worden iſt. 8 
(2) Auf Antrag kann der Vorſitzende die Gebühr, ſolange ſie noch nicht gezahlt iſt, ermäßigen 
oder erlaſſen, wenn die Verlobten bedürftig ſind und die Rechtsverfolgung nicht ausſichtslos erſcheint; 
die Verfügung iſt unanfechtbar. ö 8 
(3) Sofern die Gebühr nicht erlaſſen iſt, wird das Gericht erſt nach Zahlung der in Abſ. 1 be⸗ 
ſtimmten oder nach Abſ. 2 ermäßigten Gebühr in der Sache tätig. 
(4) Der unterliegende Verlobte hat die Auslagen des Verfahrens zu tragen. Die Vorſchriften des 
Gerichtskoſtengeſetzes finden Anwendung. 
(5) Iſt rechtskräftig feſtgeſtellt, daß ein Ehehindernis nach 8 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes nicht 
beſteht, ſo werden die gerichtlichen Gebühren erſtattet. 


8 20 
Eine Wiederaufnahme des Verfahrens findet nicht ſtatt. 


8 21 
Die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes kann früheſtens ſechs Monate, nachdem der Be⸗ 
ſchluß des Gerichts rechtskräftig geworden iſt, erneut beim Kreisarzt beantragt werden. 


8 22 
Das Aufgebot darf erſt angeordnet werden, wenn dem Standesbeamten das Ehetauglichkeits⸗ 
zeugnis vorgelegt worden iſt. §S 3 findet Anwendung. 


8 23 
§ 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes ſteht der Eheſchließung nicht entgegen, wenn die Ehe wegen lebens⸗ 
gefährlicher Erkrankung eines Verlobten ohne Aufgebot geſchloſſen werden darf. 


Ss 24 
Die Unfruchtbarkeit einer Frau, die über 45 Jahre alt iſt, braucht im Fall des § 1 Abſ. 2 des 
Ehegeſundheitsgeſetzes nicht nachgewieſen zu werden. 


5 Ss 25 
Lehnt der Standesbeamte vor dem Inkrafttreten des § 2 des Ehegeſundheitsgeſetzes das Auf⸗ 
gebot ab, weil das von ihm geforderte Zeugnis nicht beigebracht wird, ſo iſt eine Anrufung des Ge⸗ 
richts ausgeſchloſſen. 
S Sa § 26 
Bis zum Inkrafttreten des § 2 des Ehegeſundheitsgeſetzes darf, wenn auch nur ein Verlobter 
ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, der Standesbeamte die Ausſtellung eines Ehefähig⸗ 
leitszeugniſſes nicht von der Beibringung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes abhängig machen. 


§ 27 
Die Nichtigkeit einer entgegen dem 8 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes geſchloſſenen Ehe kann nur im 
Wege der Nichtigkeitsklage geltend gemacht werden. f f 


Ss 28 
Auf Staatenloſe, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben, findet das Ehegeſund⸗ 
heitsgeſetz keine Anwendung, es ſei denn, daß die Ehe im Gebiet der Freien Stadt Danzig geſchloſſen 
wird. 8 
Ss 29 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 8. Auguſt 1938. 


J RE Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G. 4433 Greiſer Großmann 
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126 Verordnung 
zur Neuordnung des Rechtes der Eheſchließung und der Eheſcheidung (Ehegeſetz). 
Vom 25. Auguſt 1938. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 26 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des ſeine Geltungsdauer verlängernden Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird vorbehaltlich einer abſchließenden Neuordnung des ge⸗ 
ſamten Eherechts folgende Verordnung unter der Bezeichnung „Ehegeſetz“ mit Geſetzeskraft erlaſſen: 


Erſter Abſchnitt 
Recht der Eheſchließung 
A. Ehefähigkeit 
8 1 
Ehemündigkeit 

(1) Ein Mann ſoll nicht vor Vollendung des einundzwanzigſten Lebensjahres, eine Frau ſoll nicht 
vor Vollendung des ſechzehnten Lebensjahres eine Ehe eingehen. 

(2) Dem Mann und der Frau kann Befreiung von dieſer Vorſchrift bewilligt werden, dem Mann 
jedoch nur dann, wenn er das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat und nicht mehr unter elterlicher Gewalt 
oder unter Vormundſchaft ſteht. 

8 2 
0 Geſchäftsunfähigkeit 
Wer geſchäftsunfähig iſt, kann eine Ehe nicht eingehen. 


5 83 f 
Einwilligung des geſetzlichen Vertreters und der Sorgeberechtigten 

(1) Wer minderjährig oder aus anderen Gründen in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, bedarf 
zur Eingehung einer Ehe der Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters. 

(2) Steht dem geſetzlichen Vertreter eines Minderjährigen nicht gleichzeitig die Sorge für die Perſon 
des Minderjährigen zu oder iſt neben ihm noch ein anderer ſorgeberechtigt, ſo iſt auch die Einwilligung 
des Sorgeberechtigten erforderlich. 

(3) Verweigert der geſetzliche Vertreter oder der Sorgeberechtigte die Einwilligung ohne triftige 
Gründe, ſo kann der Vormundſchaftsrichter ſie auf Antrag des Verlobten, der der Einwilligung bedarf, 
erſetzen. 

B. Ehever bote 
§ 4 fehlt. 


8 5 ah 
Mangel der Ehetauglichkeit 
Das Verbot von Eheſchließungen, die aus Gründen der Volksgeſundheit unerwünſcht find, und 
die Wirkungen dieſes Verbots beſtimmen ſich ausſchließlich nach der Rechtsverordnung zum Schutze 
der Erbgeſundheit (Ehegeſundheitsgeſetz) vom 8. Auguſt 1938 und den zu dieſer Verordnung ergan⸗ 
genen Durchführungsverordnungen. er 
Verwandtſchaft f 
Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen Blutsverwandten gerader Linie und zwiſchen voll⸗ 
oder halbbürtigen Geſchwiſtern, gleichgültig ob die Blutsverwandtſchaft auf ehelicher oder unehelicher 
Geburt beruht. f i 
Schwägerſchaft 
(1) Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen Verſchwägerten gerader Linie, auch wenn die 
Ehe, durch welche die Schwägerſchaft vermittelt wird, für nichtig erklärt oder aufgelöſt worden iſt. 
(2) Schwägerſchaft im Sinne des Abſ. 1 beſteht zwiſchen einem Ehegatten und den Blutsver⸗ 
wandten des anderen Ehegatten, gleichgültig ob die Blutsverwandtſchaft auf ehelicher oder unehelicher 
Geburt beruht. d . 1 ER 
(3) Von der Vorſchrift des Abſ. 1 kann Befreiung bewilligt werden. 100 
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88 
Doppelehe 
Niemand darf eine Ehe eingehen, bevor feine frühere Ehe für nichtig erklärt oder aufgelöſt 
worden iſt. 
8 9 
Ehebruch 
(1) Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen einem wegen Ehebruchs geſchiedenen Ehegatten 
und demjenigen, mit dem er den Ehebruch begangen hat, wenn dieſer Ehebruch in dem Scheidungs—⸗ 
urteil als Grund der Scheidung feſtgeſtellt iſt. 
(2) Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung bewilligt werden. Sie ſoll nur verſagt werden, wenn 
ſchwerwiegende Gründe der Eingehung der neuen Ehe entgegenſtehen. 


8 10 
Annahme an Kindes Statt 
Eine Ehe ſoll nicht geſchloſſen werden zwiſchen einem angenommenen Kinde und ſeinen Abkömm⸗ 
lingen einerſeits und dem Annehmenden andererſeits, ſolange das durch die Annahme begründete Rechts⸗ 
verhältnis beſteht. 
8 11 
Wartezeit 
(1) Eine Frau ſoll nicht vor Ablauf von zehn Monaten nach der Auflöſung oder Nichtigerklärung 
ihrer früheren Ehe eine neue Ehe eingehen, es ſei denn, daß ſie inzwiſchen geboren hat. 
(2) Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung bewilligt werden. 


8 12 
Auseinanderſetzungszeugnis des Vormundſchaftsrichters 
Wer ein eheliches Kind hat, das minderjährig iſt oder unter ſeiner Vormundſchaft ſteht, oder wer 
mit einem minderjährigen oder bevormundeten Abkömmling in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft lebt, ſoll 
eine Ehe nicht eingehen, bevor er ein Zeugnis des Vormundſchaftsrichters darüber beigebracht hat, daß 
er dem Kinde oder dem Abkömmling gegenüber die ihm aus Anlaß der Wiederverheiratung ob⸗ 
liegenden Pflichten erfüllt hat oder daß ihm ſolche Pflichten nicht obliegen. 


8 13 
Heiratserlaubnis | 
Angehörige des Staatlichen Hilfsdienſtes ſowie Beamte, die zur Eingehung einer Ehe einer be⸗ 
ſonderen Erlaubnis ihrer vorgeſetzten Dienſtſtelle bedürfen, ſollen nicht ohne dieſe Erlaubnis eine Ehe 
eingehen. 
Ss 14 
Ehefähigkeitszeugnis für Ausländer 
(1) Ausländer ſollen eine Ehe nicht eingehen, bevor fie ein Zeugnis der inneren Behörde ihres 
Heimatlandes darüber beigebracht haben, daß der Eheſchließung ein in den Geſetzen des Heimatlandes 
begründetes Ehehindernis nicht entgegenſteht. 
(2) Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung bewilligt werden. 


C. Eheſchließung 
N55 8 15 
(1) Eine Ehe kommt nur zuſtande, wenn die Eheſchließung vor einem Standesbeamten ſtatt⸗ 
gefunden hat. 
(2) Als Standesbeamter im Sinne des Abſ 1 gilt auch, wer, ohne Standesbeamter zu ſein, das 
Amt eines Standesbeamten öffentlich ausgeübt und die Ehe in das Familienbuch eingetragen hat. 


8 16 
Aufgebot 
(1) Der Eheſchließung ſoll ein Aufgebot vorhergehen. Das Aufgebot verliert ſeine Kraft, wenn die 
Ehe nicht binnen ſechs Monaten nach Vollziehung des Aufgebots geſchloſſen wird. 
(2) Die Ehe kann ohne Aufgebot geſchloſſen werden, wenn die lebensgefährliche Erkrankung eines 
der Verlobten den Aufſchub der Eheſchließung nicht geſtattet. 
(3) Von dem Aufgebot kann Befreiung bewilligt werden. 
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817 
Form der Eheſchließung 
(1) Die Ehe wird dadurch geſchloſſen, daß die Verlobten vor dem Standesbeamten perſönlich 
und bei gleichzeitiger Anweſenheit erklären, die Ehe miteinander eingehen zu wollen. 
(2) Die Erklärungen können nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung abgegeben 
werden. : 
8 18 
Trauung 
(1) Der Standesbeamte ſoll bei der Eheſchließung in Gegenwart von zwei Zeugen an die Ver⸗ 
lobten einzeln und nacheinander die Frage richten, ob ſie die Ehe miteinander eingehen wollen, und, 
nachdem die Verlobten die Frage bejaht haben, im Namen der Freien Stadt Danzig ausſprechen, daß 
ſie nunmehr rechtmäßig verbundene Eheleute jeien. 
(2) Der Standesbeamte ſoll die Eheſchließung in das Familienbuch eintragen. 


8 19 
Zuſtändigkeit des Standesbeamten 

(1) Die Ehe ſoll vor dem zuständigen Standesbeamten geſchloſſen werden. 

(2) Zuſtändig iſt der Standesbeamte, in deſſen Bezirk einer der Verlobten ſeinen Wohnſitz oder 
ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Unter mehreren zuſtändigen Standesbeamten haben die Verlobten 
die Wahl. 

(3) Hat keiner der Verlobten ſeinen Wohnſitz oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland, ſo 
iſt für die Eheſchließung im Inland der Standesbeamte des Standesamts 1 in Danzig zuſtändig. 

(4) Auf Grund einer ſchriftlichen Ermächtigung des zuſtändigen Standesbeamten kann die Ehe auch 
vor dem Standesbeamten eines anderen Bezirks geſchloſſen werden. 


D. Nichtigkeit der Ehe 
I. Nichtigkeitsgründe 
8 20 
Eine Ehe iſt nur in den Fällen nichtig, in denen dies in der Rechtsverordnung zum Schutze der 
Erbgeſundheit (Ehegeſundheitsgeſetz) oder in den SS 21 bis 26 dieſes Geſetzes beſtimmt iſt. 


8 21 
Mangel der Form 

(1) Eine Ehe iſt nichtig, wenn die Eheſchließung nicht in der durch 8 17 vorgeſchriebenen Form 
ſtattgefunden hat. 

(2) Die Ehe iſt jedoch als von Anfang an gültig anzuſehen, wenn die Ehegatten nach der Ehe— 
ſchließung fünf Jahre oder, falls einer von ihnen vorher verſtorben iſt, bis zu deſſen Tode, jedoch 
mindeſtens drei Jahre, als Ehegatten miteinander gelebt haben, es ſei denn, daß bei Ablauf der fünf 
Jahre oder zur Zeit des Todes des einen Ehegatten die Nichtigkeitsklage erhoben iſt. 


8 22 
Mangel der Geſchäfts- oder Urteilsfähigkeit 

(1) Eine Ehe iſt nichtig, wenn einer der Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung geſchäftsunfähig war 
oder ſich im Zuſtand der Bewußtloſigkeit oder vorübergehenden Störung der Geiſtestätigkeit befand. 

(2) Die Ehe iſt jedoch als von Anfang an gültig anzuſehen, wenn der Ehegatte nach dem Weg⸗ 
fall der Geſchäftsunfähigkeit, der Bewußtloſigkeit oder der Störung der Geiſtestätigkeit zu erkennen gibt, 
daß er die Ehe fortſetzen will. 

8 23 
Namensehe und Staatsangehörigkeitsehe 

(1) Eine Ehe iſt nichtig, wenn ſie ausſchließlich oder vorwiegend zu dem Zweck geſchloſſen iſt, der 
Frau die Führung des Familiennamens des Mannes oder den Erwerb der Staatsangehörigkeit des 
Mannes zu ermöglichen, ohne daß die eheliche Lebensgemeinſchaft begründet werden ſoll. 

(2) Die Ehe iſt jedoch als von Anfang an gültig anzuſehen, wenn die Ehegatten nach der Che- 
ſchließung fünf Jahre oder, falls einer von ihnen vorher verſtorben iſt, bis zu ſeinem Tode, jedoch min⸗ 
deſtens drei Jahre, als Ehegatten miteinander gelebt haben, es ſei denn, daß bei Ablauf der fünf Jahre 
oder zur Zeit des Todes des einen Ehegatten die Nichtigkeitsklage erhoben iſt. ö 


Doppelehe 

Eine Ehe iſt nichtig, wenn einer der Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung mit einem Dritten in 

gültiger Ehe lebte. 
8 25 
Verwandtſchaft und Schwägerſchaft 

(1) Eine Ehe it nichtig, wenn ſie den Verboten der SS 6 und 7 zuwider zwiſchen Blutsverwandten 
oder zwiſchen Verſchwägerten geſchloſſen iſt. 

(2) Die Ehe zwiſchen Verſchwägerten iſt jedoch als von Anfang an gültig anzuſehen, wenn nach⸗ 
träglich Befreiung von der Vorſchrift des S 7 bewilligt wird. 

Ss 26 
Ehebruch 

(1) Eine Ehe iſt nichtig, wenn fie wegen Ehebruchs nach § 9 verboten war. 

(2) Die Ehe iſt jedoch als von Anfang an gültig anzuſehen, wenn nachträglich Befreiung von der 
Vorſchrift des § 9 bewilligt wird. 

II. Berufung auf die Nichtigkeit 
§ 27 N 

Niemand kann ſich auf die Nichtigkeit einer Ehe berufen, ſolange nicht die Ehe durch gerichtliches 
Urteil für nichtig erklärt worden iſt. 

8 28 
Klagebefugnis 

(1) Sit eine Ehe auf Grund der Rechtsverordnung zum Schutze der Erbgeſundheit (Ehegefund- 
heitsgejeß) oder des § 23 dieſes Geſetzes nichtig, jo kann nur der Staatsanwalt die Nichtigkeits⸗ 
klage erheben. 

(2) In allen übrigen Fällen der Nichtigkeit kann der Staatsanwalt und jeder der Ehegatten, im 
Falle des $ 24 auch der Ehegatte der früheren Ehe die Nichtigkeitsklage erheben. Iſt die Ehe auf- 
gelöſt, ſo kann nur der Staatsanwalt die Nichtig keitsklage erheben. 

(8) Sind beide Ehegatten verſtorben, ſo kann eine Nichtigkeitsklage nicht mehr erhoben werden. 


* 


III. Folgen der Nichtigkeit 
Rechtliche Stellung der Kinder 
8 29 

(1) Ein Kind aus einer Ehe, die auf Grund der Rechtsverordnung zum Schutze der Erbgeſund— 
heit (Ehegeſundheitsgeſetz) oder des 8 23 dieſes Geſetzes nichtig iſt, iſt unehelich. 

(2) Auf die Unehelichkeit des Kindes kann ſich niemand berufen, ſolange nicht die Ehe der Eltern 
ſür nichtig erklärt oder die Unehelichkeit des Kin des durch gerichtliches Urteil feſtgeſtellt iſt. 

(8) Die Klage auf Feſtſtellung der Unehelichkeit kann nur der Staatsanwalt erheben. Die Klage 
iſt ausgeſchloſſen, ſolange auch nur einer der Ehegatten aus der nichtigen Ehe noch lebt. 

(4) Ein Kind, das nach Abſ. 1 unehelich iſt, kann gleichwohl von dem Vater, ſolange er lebt, 
Unterhalt wie ein eheliches Kind verlangen. 

N S 80 2 

(]) Ein Kind aus einer Ehe, die auf Grund der §§ 21, 22, 24 bis 26 dieſes Geſetzes nichtig 
iſt, gilt als ehelich, ſofern es im Falle der Gültigkeit der Ehe ehelich wäre. 

(2) Auf das Recht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, finden die im Falle der Scheidung 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. Der Schuldigerklärung ſteht es gleich, wenn einem der 
Ehegatten die Nichtigkeit der Ehe zur Zeit der Eheſchließung bekannt war. i \ 

(3) Die Verwaltung und Nutznießung des Kindesvermögens und die Vertretung des Kindes in 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten ſteht einem Ehegatten, dem die Nichtigkeit der Ehe bei der Ehe⸗ 
ſchließung bekannt war, nicht zu. 

i 8 § 31 
Vermögensrechtliche Beziehungen der Ehegatten 

(1) Hat auch nur einer der Ehegatten die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung nicht gekannt, 
jo finden auf das Verhältnis der Ehegatten in vermögensrechtlicher Beziehung die im Falle der Schei⸗ 
dung geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. Dabei iſt ein Ehegatte, dem die Nichtigkeit 
der Ehe bei der Eheſchließung bekannt war, wie ein für ſchuldig erklärter Ehegatte zu behandeln. 
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(2) Ein Ehegatte, der die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung nicht gekannt hat, kann binnen 
ſechs Monaten, nachdem die Ehe rechtskräftig für nichtig erklärt iſt, dem anderen Ehegatten erklären, 
daß es für ihr Verhältnis in vermögensrechtlicher Beziehung bei den Folgen der Nichtigkeit bewen⸗ 
den ſolle. Gibt er eine ſolche Erklärung ab, ſo findet die Vorſchrift des Abſ. 1 keine Anwendung. 


5 8 32 
Schutz gutgläubiger Dritter 

Einem Dritten gegenüber können aus der Nichtigkeit der Ehe Einwendungen gegen ein zwiſchen 
ihm und einem der Ehegatten vorgenommenes Rechtsgeſchäft oder gegen ein zwiſchen ihnen ergangenes 
rechtskräftiges Urteil nur hergeleitet werden, wenn die Ehe bereits zur Zeit der Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts oder zur Zeit des Eintritts der Rechtshängigkeit für nichtig erklärt oder die Nich⸗ 
tigleit dem Dritten bekannt war. 5 

E. Aufhebung der Ehe 
J. Allgemeine Vorſchriften 
8 33 

Die Aufhebung einer Ehe kann nur in den Fällen der 88 35 bis 39 und 44 dieſes Geſetzes 
begehrt werden. 

8 34 

Die Ehe wird durch gerichtliches Urteil aufgehoben. Sie iſt mit der Rechtskraft des Urteils auf⸗ 
gelöſt. 

II. Aufheb ungsgründe 
8 35 
Mangel der Einwilligung des geſetzlichen Vertreters 

(1) Ein Ehegatte kann Aufhebung der Ehe begehren, wenn er zur Zeit der Eheſchließung oder 
im Falle des § 22 Abſ. 2 zur Zeit der Beſtätigung in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt war und ſein 
geſetzlicher Vertreter nicht die Einwilligung zur Eheſchließung oder zur Beſtätigung erteilt hatte. So⸗ 
lange der Ehegatte in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, kann nur ſein geſetzlicher Vertreter die Auf⸗ 
hebung der Ehe begehren. 

(2) Die Aufhebung iſt ausgeſchloſſen, wenn der geſetzliche Vertreter die Ehe genehmigt oder der 
Ehegatte, nachdem er unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden iſt, zu erkennen gegeben hat, daß er die 
Ehe fortſetzen will. a 

(3) Verweigert der geſetzliche Vertreter die Genehmigung ohne triftige Gründe, jo kann der Vor⸗ 
mundſchaftsrichter ſie auf Antrag eines Ehegatten erſetzen. f 


N Ss 36 

Irrtum über die Eheſchließung oder über die Perſon des anderen Ehegatten 

(1) Ein Ehegatte kann Aufhebung der Ehe begehren, wenn er bei der Eheſchließung nicht gewußt 
hat, daß es ſich um eine Eheſchließung handelt, oder wenn er dies zwar gewußt hat, aber eine Er⸗ 
klärung, die Ehe eingehen zu wollen, nicht hat abgeben wollen. Das gleiche gilt, wenn der Ehegatte 
ſich in der Perſon des anderen Ehegatten geirrt hat. ; 

(2) Die Aufhebung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Ehegatte nach Entdeckung des Irrtums zu er⸗ 
kennen gegeben hat, daß er die Ehe fortſetzen will. a 2 


11115 8 5% 17% 15 
Irrtum über Umftände, die die Perſon des anderen Ehegatten betreffen 
(1) Ein Ehegatte kann Aufhebung der Ehe begehren, wenn er ſich bei der Eheſchließung über 
ſolche die Perſon des anderen Ehegatten betreffende Umſtände geirrt hat, die ihn bei Kenntnis der 
Sachlage und bei richtiger Würdigung des Weſens der Ehe von der Eingehung der Ehe abgehalten 
hätten. f f 5 
(2) Die Aufhebung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Ehegatte nach Entdeckung des Irrtums zu er⸗ 
kennen gegeben hat, daß er die Ehe fortſetzen will, oder wenn ſein Verlangen nach Aufhebung der Ehe 
mit Rückſicht auf die bisherige Geſtaltung des ehelichen Lebens der Ehegatten ſittlich nicht gerecht⸗ 
fertigt erſcheint. f 117 
5 8 38 
Argliſtige Täuſchung 2062 
(1) Ein Ehegatte kann Aufhebung der Ehe begehren, wenn er zur Eingehung der Ehe durch arg— 
liſtige Täuſchung über ſolche Umſtände beſtimmt worden iſt, die ihn bei Kenntnis der Sachlage 
und bei richtiger Würdigung des Weſens der Ehe von der Eingehung der Ehe abgehalten hätten. 
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(2) Die Aufhebung it ausgeſchloſſen, wenn die Täuſchung von einem Dritten ohne Wiſſen des 
anderen Ehegatten verübt worden iſt, oder wenn der Ehegatte nach Entdeckung der Täuſchung zu 
erkennen gegeben hat, daß er die Ehe fortſetzen will. 

(8) Auf Grund einer Täuſchung über Vermögensverhältniſſe kann die Aufhebung der Ehe nicht 
begehrt werden. N 

§ 39 
5 Drohung 

(1) Ein Ehegatte kann Aufhebung der Ehe begehren, wenn er zur Eingehung der Ehe wider⸗ 
rechtlich durch Drohung beſtimmt worden iſt. 

(2) Die Aufhebung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Ehegatte nach Aufhören der durch die Drohung 
begründeten Zwangslage zu erkennen gegeben hat, daß er die Ehe fortſetzen will. 


III. Erhebung der Aufhebungsklage 
8 40 
Klagefriſt 

(1) Die Aufhebungsklage kann nur binnen eines Jahres erhoben werden. 

(2) Die Friſt beginnt in den Fällen des $ 35 mit dem Zeitpunkt, in welchem die Eingehung oder 
die Beſtätigung der Ehe dem geſetzlichen Vertreter bekannt wird oder der Ehegatte die unbeſchränkte 
Geſchäftsfähigkeit erlangt, in den Fällen der 88 36 bis 38 mit dem Zeitpunkt, in welchem der Ehegatte 
den Irrtum oder die Täuſchung entdeckt, in dem Falle des § 39 mit dem Zeitpunkt, in welchem die 
Zwangslage aufhört. 

G) Der Lauf der Friſt iſt gehemmt, ſolange der klageberechtigte Ehegatte innerhalb der letzten 
ſechs Monate der Klagefriſt durch einen unabwend baren Zufall an der Erhebung der Aufhebungs⸗ 
klage gehindert iſt. a 

(4) Hat ein klageberechtigter Ehegatte, der geſchäftsunfähig iſt, keinen geſetzlichen Vertreter, To 
endet die Klagefriſt nicht vor dem Ablauf von ſechs Monaten nach dem Zeitpunkt, von dem an der 
Ehegatte die Aufhebungsklage ſelbſtändig erheben kann oder in dem der Mangel der Vertretung auf⸗ 
hört. 

ö 8 41 
Verſäumung der Klagefriſt durch den geſetzlichen Vertreter 

Hat der geſetzliche Vertreter eines geſchäftsunfähigen Ehegatten die Aufhebungsklage nicht recht⸗ 
zeitig erhoben, ſo kann der Ehegatte ſelbſt innerhalb von ſechs Monaten ſeit dem Wegfall der 
Geſchäftsunfähigkeit die Aufhebungsklage erheben. 


VI. Folgen der Aufhebung 
f 8 42 
(J) Die Folgen der Aufhebung einer Ehe beſtimmen ſich nach den Vorſchriften über die Folgen 
der Scheidung. ö 
(2) In den Fällen der SS 35 bis 37 iſt der Ehegatte als ſchuldig anzuſehen, der den Aufhebungs⸗ 
grund bei Eingehung der Ehe kannte, in den Fällen der SS 38 und 39 der Ehegatte, von dem oder 
mit deſſen Wiſſen die Täuſchung oder die Drohung verübt worden iſt. f 


F. Wiederverheiratung im Falle der Todeserklärung 
N § 43 
(1) Geht ein Ehegatte, nachdem der andere Ehegatte für tot erklärt worden iſt, eine neue Ehe 
ein, ſo iſt die neue Ehe nicht deshalb nichtig, weil der für tot erklärte Ehegatte noch lebt, es ſei denn, 
daß beide Ehegatten bei der Eheſchließung wiſſen, daß er die Todeserklärung überlebt hat. 
(2) Mit der Schließung der neuen Ehe wird die frühere Ehe aufgelöſt. Sie bleibt auch dann auf⸗ 
gelöſt, wenn die Todeserklärung aufgehoben wird. 


ja 8 44 . n 
(J) Lebt der für tot erklärte Ehegatte noch, ſo kann ſein früherer Ehegatte die Aufhebung der 
neuen Ehe begehren, es ſei denn, daß er bei der Eheſchließung wußte, daß der für tot erklärte Ehe⸗ 
gatte die Todeserklärung überlebt hat. 
(2) Macht der frühere Ehegatte von dem ihm nach Abſ. 1 zuſtehenden Recht Gebrauch und wird 
die neue Ehe aufgehoben, ſo kann er zu Lebzeiten ſeines Ehegatten aus der früheren Ehe eine neue 
Ehe nur mit dieſem eingehen. Im übrigen beſtimmen ſich die Folgen der Aufhebung nach 8 42. 
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| 8 45 N 

Sit eine Ehe gemäß 8 43 Abi. 2 aufgelöſt, ſo regelt ſich das Recht, für die Perſon eines Kindes 
aus dieſer Ehe zu ſorgen, ſowie die Verpflichtung eines der Ehegatten, dem anderen einen Beitrag 
zu dem Unterhalt dieſes Kindes zu leiſten, in gleicher Weiſe, wie wenn die Ehe ohne Schuldausſpruch 
geſchieden worden wäre. 5 

Zweiter Abſchnitt 
i Recht der Eheſcheidung 
A. Allgemeine Vorſchriften 
8 46 

Die Ehe wird durch gerichtliches Urteil geſchieden. Sie iſt mit der Rechtskraft des Urteils auf⸗ 
gelöſt. Die Vorausſetzungen, unter denen die Scheidung begehrt werden kann, ergeben ſich aus den 
nachſtehenden Vorſchriften. 

B. Eheſcheidungsgründe 
J. Scheidung wegen Ver ſchuldens (Eheverfehlungen) 
8 47 
Ehebruch 

(1) Ein Ehegatte Tann, Scheidung begehren, wenn der andere die Ehe gebrochen hat. 

(2) Er hat kein Recht auf Scheidung, wenn er dem Ehebruch zugeſtimmt oder ihn durch ſein Ver⸗ 
halten abſichtlich ermöglicht oder erleichtert hat. 

a 8 48 
Verweigerung der Fortpflanzung 

Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn der andere ſich ohne triftigen Grund beharrlich 
weigert, Nachkommenſchaft zu erzeugen oder zu empfangen, oder wenn er rechtswidrig Mittel zur Ver⸗ 
hinderung der Geburt anwendet oder anwenden läßt. N f 


8 49 
Andere Eheverfehlungen 
Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn der andere durch eine ſonſtige ſchwere Eheverfehlung 
oder durch ehrloſes oder unſittliches Verhalten die Ehe ſchuldhaft ſo tief zerrüttet hat, daß die 
Wiederherſtellung einer ihrem Weſen entſprechenden Lebensgemeinſchaft nicht erwartet werden kann. Wer 
ſelbſt eine Verfehlung begangen hat, kann die Scheidung nicht begehren, wenn nach der Art ſeiner 
Verfehlung, insbeſondere wegen des Zuſammenhangs der Verfehlung des anderen Ehegatten mit ſeinem 
eigenen Verſchulden ſein Scheidungsbegehren bei richtiger Würdigung des Weſens der Ehe ſittlich 
nicht gerechtfertigt iſt. ö 
II. Scheidung aus anderen Gründen 
| $ 50 
Auf geiſtiger Störung beruhendes Verhalten | 
Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn die Ehe infolge eines Verhaltens des anderen 
Ehegatten, das nicht als Eheverfehlung betrachtet werden kann, weil es auf einer geiſtigen Störung 
beruht, jo tief zerrüttet iſt, daß die Wiederherſtellung einer dem Weſen der Ehe entſprechenden Le⸗ 
bensgemeinſchaft nicht erwartet werden kann. 
N | s 51 
Geiſteskrankheit 
Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn der andere geiſteskrank iſt, die Krankheit einen 
ſolchen Grad erreicht hat, daß die geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen den Ehegatten aufgehoben iſt, und 
eine Wiederherſtellung dieſer Gemeinſchaft nicht erwartet werden kann. 


$ 52 
Anſteckende oder ekelerregende Krankheit 

Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn der andere an einer ſchweren anſteckenden oder ekel⸗ 
erregenden Krankheit leidet und ihre Heilung oder die Beſeitigung der Anſteckungsgefahr in abſehbarer 
Zeit nicht erwartet werden kann. 9 5 
Unfruchtb arkeit 

(1) Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn der andere nach der Eheſchließung vorzeitig 
unfruchtbar geworden iſt. 5 a 
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(2) Die Scheidung iſt ausgeſchloſſen, wenn die Ehegatten miteinander erbgeſunde eheliche Nach⸗ 
kommenſchaft oder ein gemeinſchaftlich an Kindes Statt angenommenes erbgeſundes Kind haben. 

(3) Wer ſelbſt unfruchtbar it, hat kein Recht auf Scheidung. Das gleiche gilt für den Ehegatten, 
der eine neue Ehe aus geſundheitlichen Gründen nicht würde eingehen dürfen oder dem der Kreis⸗ 
arzt hiervon abraten müßte. 

§ 54 
Vermeidung von Härten 

In den Fällen der SS 50 bis 53 darf die Ehe nicht geſchieden werden, wenn das Scheidungs— 
begehren ſittlich nicht gerechtfertigt iſt. Dies iſt in der Regel dann anzunehmen, wenn die Auflöſung 
der Ehe den anderen Ehegatten außergewöhnlich hart treffen würde. Ob dies der Fall iſt, richtet ſich 
nach den Umſtänden, namentlich auch nach der Dauer der Ehe, dem Lebensalter der Ehegatten und dem 
Anlaß der Erkrankung oder der Unfruchtbarkeit. 

§ 55 
Auflöſung der häuslichen Gemeinſchaft 

(1) Iſt die häusliche Gemeinſchaft der Ehegatten ſeit drei Jahren aufgehoben und infolge einer 
tiefgreifenden unheilbaren Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes die Wiederherſtellung einer dem 
Weſen der Ehe entſprechenden Lebensgemeinſchaft nicht zu erwarten, ſo kann jeder Ehegatte die Schei⸗ 
dung begehren. 

(2) Hat der Ehegatte, der die Scheidung begehrt, die Zerrüttung ganz oder überwiegend ver⸗ 
ſchuldet, ſo kann der andere der Scheidung widerſprechen. Der Widerſpruch iſt nicht zu beachten, wenn 
die Aufrechterhaltung der Ehe bei richtiger Würdigung des Weſens der Ehe und des geſamten Ver⸗ 
haltens beider Ehegatten ſittlich nicht gerechtfertigt iſt. ö 


C. Ausſchluß des Scheidungsrechts 
§ 56 
Verzeihung 

Das Recht auf Scheidung wegen Verſchuldens beſteht nicht, wenn ſich aus dem Verhalten des 
verletzten Ehegatten ergibt, daß er die Verfehlung des anderen verziehen oder ſie als ehezerſtörendd 
nicht empfunden hat. 8 

Friſt ablauf 
§ 57 : 

(1) Das Recht auf Scheidung wegen Verſchuldens erliſcht, wenn der Ehegatte nicht binnen 
ſechs Monaten die Klage erhebt. Die Friſt beginnt mit der Kenntnis des Scheidungsgrundes. Sie 
läuft nicht, ſolange die häusliche Gemeinſchaft der Ehegatten aufgehoben iſt. Fordert der ſchuldige 
Ehegatte den anderen auf, die Gemeinſchaft herzuſtellen oder die Klage auf Scheidung zu erheben, 
ſo läuft die Friſt vom Empfang der Aufforderung an. 

(2) Die Scheidung Alte u, mehr zuläſſig, wenn ſeit dem Eintritt des Scheidungsgrundes zehn 
Jahre verſtrichen find: 

(3) Der Erhebung der Klage ſteht der Antrag auf Anberaumung eines Sühnetermins gleich, ſo⸗ 
fern die Ladung demnächſt erfolgt. Der Antrag verliert dieſe Wirkung, wenn der Antragſteller im 
Sühnetermin nicht erſcheint oder die Klage nicht binnen drei Monaten ſeit dem Abſchluß des Sühne⸗ 
verfahrens erhebt. i i 

(4) Für die Sechs- und die Dreimonatsfriſt gilt S 40 Abſ. 3 und 4 entſprechend. 


f § 58 
xD Das Recht auf Scheidung wegen Unfruchtbarkeit erliſcht, wenn die Klage nicht binnen Jahres⸗ 
friſt erhoben wird. § 57 Abſ. 3 findet Anwendung. Die Friſt beginnt mit der Kenntnis der Unfrucht⸗ 
barkeit, gegebenenfalls mit dem Zeitpunkt, in dem der Berechtigte erfährt, daß ein Ausſchließungs⸗ 
grund nach § 53 Abſ. 2 nicht oder nicht mehr vor handen iſt. § 40 Abſ. 3 und 4 gilt entſprechend. 
(2) Die Scheidung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Ehegatte, der ſie begehrt, das dreißigſte Lebens⸗ 
jahr vollendet ner und ſeit Fingehung der Ehe zehn Jahre verſtrichen Inn 
8 59 
en Geltendmachung von Scheidungsgründen bei Scheidung wegen 
Verſchuldens und wegen Unfruchtbarkeit 
(1) Nach Ablauf der in den SS 57 und 58 bezeichneten Friſten kann während eines Scheidungs⸗ 


ſtreites ein Scheidungsgrund noch geltend gemacht werden, wenn die Friſt bei der Klageerhebung noch 
nicht verſtrichen war. i 
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(2) Eheverfehlungen, auf die eine Scheidungsklage nicht mehr gegründet werden kann, können nach 
Ablauf der Friſten des § 57 zur Unterſtützung einer auf andere Eheverfehlungen gegründeten Scheidungs⸗ 
klage geltend gemacht werden. 

D. Schuldausſpruch 
8 60 
Bei Scheidung wegen Verſchuldens 

(1) Wird die Ehe wegen Verſchuldens des Beklagten geſchieden, ſo iſt dies im Urteil auszu⸗ 
ſprechen. 

(2) Hat der Beklagte Widerklage erhoben und wird die Ehe wegen Verſchuldens beider Ehegatten 
geſchieden, ſo ſind beide für ſchuldig zu erklären. Iſt das Verſchulden des einen Ehegatten erheblich 
ſchwerer als das des anderen, jo iſt zugleich auszuſprechen daß ſeine Schuld überwiegt. 

(3) Auch ohne Erhebung einer Widerklage iſt auf Antrag des Beklagten die Mitſchuld des 
Klägers auszuſprechen, wenn die Ehe wegen einer Verfehlung des Beklagten geſchieden wird und dieſer 
zur Zeit der Erhebung der Klage oder ſpäter auf Scheidung wegen Verſchuldens hätte klagen können. 
Hatte der Beklagte bei der Klageerhebung das Recht, die Scheidung wegen Verſchuldens des Klägers 
zu begehren, bereits verloren, ſo iſt dem Antrag gleichwohl ſtattzugeben, wenn dies der Billigkeit ent⸗ 
ſpricht. Abſ. 2 Satz 2 und 8 57 Abſ. 3 gelten entſprechend. 


8 61 
Bei Scheidung aus anderen Gründen 

(1) Wird die Ehe auf Klage und Widerklage geſchieden und trifft nur einen Ehegatten ein Ver⸗ 
ſchulden, ſo iſt dies im Arteil auszuſprechen. 

(2) Wird die Ehe lediglich auf Grund der Vorſchriften der 88 50 bis 58 und 55 geſchieden und 
hätte der Beklagte zur Zeit der Erhebung der Klage oder ſpäter auf Scheidung wegen Verſchuldens des 
Klägers klagen können, ſo iſt auch ohne Erhebung einer Widerklage auf Antrag des Beklagten aus⸗ 
zuſprechen, daß den Kläger ein Verſchulden trifft. Hatte der Beklagte bei der Klageerhebung das Recht, 
die Scheidung wegen Verſchuldens des Klägers zu begehren, bereits verloren, ſo iſt dem Antrag gleich⸗ 
wohl ſtattzugeben, wenn dies der Billigkeit entſpricht. 8 57 Abſ. 3 findet entſprechende Anwendung. 


E. Folgen der Scheidung 
I. Name der geſchiedenen Frau 
8 62 
Grundſatz 
Die geſchiedene Frau behält den Familiennamen des Mannes. 


Ss 63 
Wiederannahme eines früheren Namens N 
(1) Die geſchiedene Frau kann durch Erklärung gegenüber dem Standesbeamten ihren Familien⸗ 
namen wieder annehmen. Die Erklärung bedarf der öffentlichen Beglaubigung. 8 . 
(2) In gleicher Weiſe kann die Frau einen früheren Ehenamen, den fie bei Eingehung der ge- 
ſchiedenen Ehe hatte, wieder annehmen, wenn aus der früheren Ehe Nachkommenſchaft vorhanden iſt. 
Die Wiederannahme iſt ausgeſchloſſen, wenn die Frau allein oder überwiegend für ſchuldig erklärt iſt. 


§ 64 
Unterfagung der Namensführung durch den Mann f 
(.) Iſt die Frau allein oder überwiegend ſchuldig, ſo kann ihr der Mann durch Erklärung gegen⸗ 
über dem Standesbeamten die Weiterführung ſeines Namens unterſagen. Die Erklärung bedarf der 
öffentlichen Beglaubigung. Der Standesbeamte ſoll der Frau die Erklärung mitteilen. 5 / 
(2) Mit dem Verluſt des Mannesnamens erhält die Frau ihren Familiennamen wieder. 


§ 65 N 
Unterſagung der Namensführung durch das Vormundſchaftsgericht 
(1) Macht die Frau ſich nach der Scheidung einer ſchweren Verfehlung gegen den Mann ſchuldig 
oder führt ſie gegen ſeinen Willen einen ehrloſen oder unſittlichen Lebenswandel, ſo kann ihr das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht auf Antrag des Mannes die Weiterführung ſeines Namens unterſagen. Iſt der 
Mann geſtorben, ſo kann ein naher Angehöriger den Antrag ſtellen, wenn die Frau gegen ſeinen 


8 
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Willen einen ehrloſen oder unſittlichen Lebenswandel führt oder wenn ſie ſich einer ſchweren Ver⸗ 
fehlung gegen den Verſtorbenen ſchuldig macht; nahe Angehörige in dieſem Sinne ſind Verwandte des 
Mannes bis zum zweiten Grade und, wenn er ſich wieder verheiratet hatte, die Witwe. 

(2) Abſ. 1 gilt entſprechend, wenn die Frau nach § 63 Abſ. 2 einen früheren Ehenamen wieder 
angenommen hat. 

(3) Der Beſchluß, der die Weiterführung des Namens unterſagt, wird erſt mit der Rechtskraft 
wirkſam. Die Frau erhält damit ihren Familiennamen wieder. 


II. Unterhalt 
a) Unterhaltspflicht bei Scheidung wegen Ver⸗ 
ſchuldens 
§ 66 

(1) Der allein oder überwiegend ſchuldige Mann hat der geſchiedenen Frau den nach den Lebens⸗ 
verhältniſſen der Ehegatten angemeſſenen Unterhalt zu gewähren, ſoweit die Einkünfte aus dem Ver⸗ 
mögen der Frau und die Erträgniſſe einer Erwerbstätigkeit, die von ihr den Umſtänden nach er⸗ 
wartet werden kann, nicht ausreichen. 

2) Die allein oder überwiegend ſchuldige Frau hat dem geſchiedenen Mann angemeſſenen Unter⸗ 
halt zu gewähren, ſoweit er außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten. 


355 8 67 

(1) Würde der allein oder überwiegend ſchuldige Ehegatte durch Gewährung des im § 66 be⸗ 
ſtimmten Unterhalts bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen den eigenen angemeſſenen 
Unterhalt gefährden, ſo braucht er nur ſo viel zu leiſten, als es mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe und 
die Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſe der geſchiedenen Ehegatten der Billigkeit entſpricht. Hat der 
Verpflichtete einem minderjährigen unverheirateten Kinde oder bei Wiederverheiratung dem neuen 
Ehegatten Unterhalt zu gewähren, ſo ſind auch die Bedürfniſſe und die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
dieſer Perſonen zu berückſichtigen. 

(2) Der Mann iſt unter den Vorausſetzungen des Abſ. 1 von der Unterhaltspflicht ganz befreit, 
wenn die Frau den Unterhalt aus dem Stamm ihres Vermögens beſtreiten kann. 


i 8 68 
Sind beide Ehegatten ſchuld an der Scheidung, trägt aber keiner die überwiegende Schuld, ſo kann 
dem Ehegatten, der ſich nicht ſelbſt unterhalten kann, ein Beitrag zu ſeinem Anterhalt zugebilligt werden, 
wenn und ſoweit dies mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe und die Vermögens- und Erwerbsverhältniſſe 
des anderen Ehegatten und der nach § 71 unterhaltspflichtigen Verwandten des Bedürftigen der Bil⸗ 
ligkeit entſpricht. Die Beitragspflicht kann zeitlich beſchränkt werden. § 67 Abſ. 1 Satz 2 findet ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


b) Anterhaltspflicht bei Scheidung aus anderen 
Gründen 
8 69 

(1) Sit die Ehe allein aus einem der in den SS 50 bis 53 und 55 bezeichneten Gründe geſchieden 
und enthält das Urteil einen Schuldausſpruch, ſo finden die Vorſchriften der SS 66 und 67 entſprechende 
Anwendung. 

(2) Enthält das Arteil keinen Schuldausſpruch, ſo hat der Ehegatte, der die Scheidung verlangt 
hat, dem anderen Unterhalt zu gewähren, wenn und ſoweit dies mit Rücksicht auf die Bedürfniſſe und 
die Vermögens- und Erwerbsverhältniſſe der geſchiedenen Ehegatten und der nach 8 71 unterhalts4 
pflichtigen Verwandten des Berechtigten der Billigkeit entſpricht. § 67 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2 
findet entſprechende Anwendung. : 


c) Art der Unterhaltsgewährung 
8 70 ; 

(1) Der Unterhalt it durch Zahlung einer Geldrente zu gewähren. Die Rente iſt monatlich im vor⸗ 
aus zu entrichten. Der Verpflichtete hat Sicherheit zu leiſten, wenn die Gefahr beſteht, daß er ſich ſeiner 
Unterhaltspflicht zu entziehen ſucht. Die Art der Sicherheitsleiſtung beſtimmt ſich nach den Umſtänden. 

(2) Statt der Rente kann der Berechtigte eine Abfindung in Kapital verlangen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt und der Verpflichtete dadurch nicht unbillig belaſtet wird. 

(3) Der Verpflichtete ſchuldet den vollen Monatsbetrag auch dann, wenn der Berechtigte im Lauf 
des Monats ſtirbt. a e nul 
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8 71 

(1) Der unterhaltspflichtige geſchiedene Ehegatte haftet vor den Verwandten des Berechtigten. So⸗ 
weit jedoch der Verpflichtete bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen den eigenen ange⸗ 
meſſenen Unterhalt gefährden würde, haften die Verwandten vor dem geſchiedenen Ehegatten. Soweit 
einem geſchiedenen Ehegatten ein Unterhaltsanſpruch gegen den anderen Ehegatten nicht zuſteht, haben 
die Verwandten des Berechtigten nach den allgemeinen Vorſchriften über die Unterhaltspflicht den 

Unterhalt zu gewähren. Fes a 

(2) Die Verwandten haften auch, wenn die Rechtsverfolgung gegen den unterhaltspflichtigen Ehe⸗ 
gatten im Inland ausgeſchloſſen oder erheblich erſchwert iſt. In dieſem Falle geht der Anſpruch gegen 
den Ehegatten auf den Verwandten über, der den Unterhalt gewährt hat. Der Übergang kann nicht 
zum Nachteil des Anterhaltsberechtigten geltend gemacht werden. 


872 * nf 
Für die Vergangenheit kann der Berechtigte Erfüllung oder Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
erſt von der Zeit an fordern, in der der Unterhaltspflichtige in Verzug gekommen oder der Unterhalts- 
anſpruch rechtshängig geworden iſt, für eine länger als ein Jahr vor der Rechtshängigkeit liegende Zeit 
jedoch nur, ſoweit anzunehmen iſt, daß der Verpflichtete ſich der Leiſtung abſichtlich entzogen hat. 


d) Begrenzung und Wegfall des Anterhaltsanſpruchs 
| 8 73 
Selbſtverſchuldete Bedürftigkeit 
(1) Ein Anterhaltsberechtigter, der infolge ſittlichen Verſchuldens bedürftig iſt, kann nur den not⸗ 
dürftigen Unterhalt verlangen. 
(2) Ein Mehrbedarf, der durch grobes Verſchulden des Berechtigten herbeigeführt iſt, begründet 
keinen Anſpruch auf erhöhten Anterhalt. 
8 74 
Verwirkung 
Der Berechtigte verwirkt den Unterhaltsanſpruch, wenn er ſich nach der Scheidung einer ſchweren 
Verfehlung gegen den Verpflichteten ſchuldig macht oder gegen deſſen Willen einen ehrloſen oder unſitt⸗ 
lichen Lebenswandel führt. 
§ 75 
Wiederverheiratung des Berechtigten 
Die Unterhaltspflicht erliſcht mit der Wiederverheiratung des Berechtigten. 


§ 76 
Wiederverheiratung des Verpflichteten 
Bei Wiederverheiratung des Verpflichteten finden die Vorſchriften des 8 1604 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über den Einfluß des Güterſtandes auf die Anterhaltspflicht entſprechende Anwendung. 


8 77 
Tod des Berechtigten 
(1) Der Unterhaltsanſpruch erliſcht mit dem Tode des Berechtigten. Nur ſoweit er auf Erfüllung 
oder Schadenerſatz wegen Nichterfüllung für die Vergangenheit gerichtet iſt oder ſich auf Beträge be⸗ 
zieht, die beim Tode des Berechtigten fällig ſind, bleibt er auch nachher beſtehen. 
(2) Der Verpflichtete hat die Beſtattungskoſten zu tragen, ſoweit dies der Billigkeit entſpricht und 
die Koſten nicht von den Erben zu erlangen ſind. 


8 78 
Tod des Verpflichteten 

(1) Mit dem Tode des Verpflichteten geht die Unterhaltspfliht auf die Erben als Nachlaßver⸗ 
bindlichkeit über. 

(2) Der Erbe haftet ohne die Beſchränkungen des 8 67. Der Berechtigte muß ſich jedoch die Herab- 
ſetzung der Rente auf einen Betrag gefallen laſſen, der bei Berückſichtigung der Verhältniſſe des Erben 
und der Ertragsfähigkeit des Nachlaſſes der Billigkeit entſpricht. 

(3) Eine nach § 68 einem Ehegatten auferlegte Beitragspflicht erliſcht mit dem Tode des Ver⸗ 
pflichteten. b 
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e) Beitrag zum Unterhalt der Kinder 
Ss 79 
(1) Hat ein geſchiedener Ehegatte einem gemeinſchaftlichen Kinder Unterhalt zu gewähren, jo hat 
ihm der andere aus den Einkünften ſeines Vermögens und den Erträgniſſen ſeiner Erwerbstätigkeit 
einen angemeſſenen Beitrag zu den Unterhaltskoſten zu leiſten, ſoweit dieſe nicht durch die Nutznießung 
am Kindesvermögen gedeckt werden. Der Anſpruch iſt nicht übertragbar. ä 
(2) Steht dem beitragspflichtigen Ehegatten die Sorge für die Perſon des Kindes zu, ſo kann er 
den Beitrag zur eigenen Verwendung für den Unterhalt des Kindes zurückbehalten. 


I) Unterhaltsverträge. 
: 8 80 

Die Ehegatten können über die Unterhaltspflicht für die Zeit nach der Scheidung der Ehe Ver⸗ 
einbarungen treffen. Iſt eine Vereinbarung dieſer Art vor Rechtskraft des Scheidungsurteils getroffen 
worden, ſo iſt ſie nicht ſchon deshalb nichtig, weil ſie die Scheidung erleichtert oder ermöglicht hat; ſie 
iſt jedoch nichtig, wenn die Ehegatten im Zuſammenhang mit der Vereinbarung einen nicht oder nicht 
mehr beſtehenden Scheidungsgrund geltend gemacht hatten oder wenn ſich anderweitig aus dem Inhalt 
der Vereinbarung oder aus ſonſtigen Umſtänden des Falles ergibt, daß ſie den guten Sitten wider⸗ 
ſpricht. 

III. Verhältnis zu den Kindern 
8 81 
Sorge für die Perſon des Kindes 

(1) Iſt die Ehe geſchieden, jo beſtimmt das Vormundſchaftsgericht, welchem Ehegatten die Sorge 
für die Perſon eines gemeinſchaftlichen Kindes zuſtehen ſoll. Maßgebend iſt, was nach Lage der Ver⸗ 
hältniſſe dem Wohl des Kindes am beſten entſpricht. 

(2) Sind mehrere gemeinſchaftliche Kinder vorhanden, ſo ſoll die Sorge für die Perſon aller Kinder 
dem gleichen Elternteil übertragen werden, ſofern nicht eine abweichende Regelung aus beſonderen 
Gründen geboten und mit dem Wohl des Kindes vereinbar iſt. 

(3) Einem Ehegatten, der allein oder überwiegend für ſchuldig erklärt iſt, ſoll die Sorge nur über⸗ 
tragen werden, wenn dies aus beſonderen Gründen dem Wohl des Kindes dient. 

(4) Das Vormundſchaftsgericht kann die Sorge einem Pfleger übertragen, wenn dies aus be⸗ 
ſonderen Gründen zum Wohl des Kindes erforderlich iſt. 

(5) Das Vormundſchaftsgericht kann die Anordnung jederzeit ändern, wenn das Wohl des Kindes 
es erfordert. 

(6) Vor der Entſcheidung ſind die geſchiedenen Ehegatten zu hören. Die Anhörung kann unter⸗ 
bleiben, wenn ſie untunlich iſt. 

§ 82 
Perſönlicher Verkehr mit den Kindern 

(1) Der Ehegatte, dem die Sorge für die Perſon eines gemeinſchaftlichen Kindes nicht zuſteht, 
behält die Befugnis ‚mit ihm perſönlich zu verkehren. 

(2) Das Vormundſchaftsgericht kann den Verkehr näher regeln. Es kann ihn für eine beſtimmte 
Zeit oder dauernd ausſchließen, wenn dies aus beſonderen Gründen dem Wohl des Kindes dient. 


F. Recht zum Getrenntleben nach Verluſt des Scheidungsrechts 
8 83 
Im 8 1353 des Bürgerlichen Geſetzbuchs wird dem Abſ. 2 folgender Satz angefügt: 
„Wer ſein Scheidungsrecht durch Verzeihung oder durch Friſtablauf verloren hat, kann allein 
aus der Tatſache, die das Scheidungsrecht begründet hat, ein Recht, die Herſtellung der ehelichen 
Gemeinſchaft zu verweigern, nicht herleiten.“ 


Dritter Abſchnitt 
übergangsvorſchriften 
8 84 
Die 88 1303 bis 1352, 1564 bis 1587, 1608 Abſ. 2 und die 88 1635 bis 1637, 1699 bis 1704, 
1771 Abſ. 2 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, Artikel II SS 1 und 2 der Rechtsverordnung gegen 
Mißbräuche bei der Eheſchließung und der Annahme an Kindes Statt vom 28. Februar 1934 (G. Bl. 
S. 130) treten außer Kraft, ſoweit ſich nicht aus den folgenden Vorſchriften etwas anderes ergibt. 
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Die Vorausſetzungen für die Eingehung einer Ehe beſtimmen ſich für eine Ehe, die nach Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes geſchloſſen wird, nach den bisherigen Vorſchriften, wenn das Aufgebot vor In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes angeordnet war. f 

. 8 86 

(1) Ob eine vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſchloſſene Ehe nichtig iſt, beſtimmt ſich nach den 
bisherigen Vorſchriften. Soweit nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes abweichend von den bisherigen 
Vorſchriften die Nichtigkeit einer dem Verbot der Schwägerſchaft zuwider geſchloſſenen Ehe durch nach⸗ 
trägliche Befreiung von dem Eheverbot geheilt werden kann, gilt dies auch für eine Ehe, die vor In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes geſchloſſen iſt. z 
(2) Eine Ehe, die vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes ausſchließlich oder vorwiegend zu dem Zweck 
geſchloſſen it, der Frau den Erwerb der Staatsangehörigkeit des Mannes zu ermöglichen, kann nach 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes für nichtig erklärt werden, wenn die Ehe nach dem 8. November 1918 
geſchloſſen iſt. Die Nichtigkeitsklage und die Klage auf Feſtſtellung der Unehelichkeit eines Kindes aus 
einer ſolchen Ehe können nur binnen ſechs Monaten nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes erhoben werden. 


8 87 

(1) Die Berufung auf die Nichtigkeit einer vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſchloſſenen Ehe iſt 
nur nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zuläſſig. Die bisherigen Vorſchriften bleiben jedoch maß⸗ 
gebend, wenn die Ehe unter Verletzung der geſetzlich vorgeſchriebenen Form geſchloſſen und nicht in das 
Heiratsregiſter eingetragen war. 

(2) War vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes die Nichtigkeit einer Ehe, die bereits durch Tod oder 
Scheidung aufgelöſt war, geltend gemacht, jo finden auf ein hierüber anhängiges Verfahren die bis⸗ 
herigen Vorſchriften Anwendung. f i 

8 88 

(1) Iſt eine Ehe vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes auf Grund einer Nichtigkeitsklage rechtskräftig 
für nichtig erklärt worden und war die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung einem Ehegatten be⸗ 
kannt, dem anderen aber nicht bekannt, ſo finden auf das Verhältnis der Ehegatten in vermögensrecht⸗ 
licher Beziehung die Vorſchriften dieſes Geſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß die im 5 31 Abſ. 2 
beſtimmte Friſt mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beginnt. 

(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet keine Anwendung, wenn es zur Zeit des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes für das Verhältnis der Ehegatten in vermögensrechtlicher Beziehung bereits bei den Folgen 
der Nichtigkeit ſein Bewenden hatte. 

N 8 89 

(1) Ob ein Kind aus einer vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes rechtskräftig für nichtig erklärten Ehe 
unehelich iſt oder als ehelich gilt, richtet ſich nach den bisherigen Vorſchriften. 

(2) War zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes die Unehelichkeit eines Kindes aus einer nich⸗ 
tigen Ehe geltend gemacht, nachdem die Ehe durch Tod oder Scheidung aufgelöſt worden war, ſo finden 
auf ein hierüber anhängiges Verfahren die bisherigen Vorſchriften Anwendung. Im übrigen iſt nach 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes die Berufung auf die Unehelichkeit eines Kindes aus einer nichtigen Ehe 
nur nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zuläſſig. i N 


8 90 ; 
(1) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes über die Aufhebung der Ehe finden auch Anwendung, wenn 
die Ehe vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſchloſſen war. d 
(2) Iſt zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes eine Anfechtungsklage anhängig, ſo kann der 
Kläger ſtatt der Nichtigerklärung der Ehe nur ihre Aufhebung beantragen; die Nichtigkeit der Ehe 
kann nicht mehr ausgeſprochen werden. | ik 
(3) Die Vorſchrift des Abſ. 2 findet auch Anwendung, wenn die Anfechtungsklage auf Grund der 
bisherigen Vorſchriften über die Wiederverhefratung im Falle der Todeserklärung von dem Ehegatten 
der neuen Ehe erhoben worden iſt, der nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zur Erhebung der Auf⸗ 
hebungsklage nicht berechtigt iſt. 
8 91 
(1) Iſt die Friſt, die nach den bisherigen Vorſchriften für die Anfechtung der Ehe maßgebend war, 
früher als ſechs Monate vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes abgelaufen, ſo kann eine Aufhebungsklage 
nicht mehr erhoben werden. „„ ’ 
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(2) Iſt die Friſt für die Anfechtung der Ehe innerhalb der letzten ſechs Monate vor Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes abgelaufen, ſo endet die Friſt für die Erhebung der Aufhebungsklage ſechs Monate nach 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes. Dabei ſteht der Erhebung der Klage auch nicht die Rechtskraft eines 
Urteils entgegen, durch welches die Anfechtungsklage wegen Friſtverſäumnis abgewieſen worden iſt. 


8 92 

(1) Iſt eine Ehe vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes auf Grund einer Anfechtungsklage für nichtig 
erklärt worden, ſo beſtimmt ſich das Verhältnis der Ehegatten in vermögensrechtlicher Beziehung für 
die Zukunft nach den in dieſem Geſetz über die Folgen der Aufhebung getroffenen Vorſchriften, es ſei 
denn, daß es zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes bereits bei den Folgen der Nichtigkeit ſein Be⸗ 
wenden hatte. 

(2) Vie Vorſchrift des Abſ. 1 findet auch dann Anwendung, wenn das Urteil, durch das die Ehe 
für nichtig erklärt worden iſt, erſt nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes rechtskräftig wird, ſofern die letzte 
mündliche Verhandlung vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſtattgefunden hat. 

(3) Iſt eine Ehe nach den bisherigen Vorſchriften über die Wiederverheiratung im Falle der Todes⸗ 
erklärung auf Grund der Anfechtungsklage eines Ehegatten für nichtig erklärt worden, ſo beſtimmen 
ſich die Folgen der Nichtigkeit nach den bisherigen Vorſchriften. 


§ 93 fehlt. 


b Ss 94 
Ein Urteil in einer Eheſache, das auf Grund der bisherigen Vorſchriften ergangen iſt, ſteht der 
Berufung auf ſolche Tatſachen nicht entgegen, die erſt durch dieſes Geſetz erheblich geworden ſind. Es 
kann jedoch die Aufhebung der Ehe nicht auf Grund von Tatſachen verlangt werden, auf die gemäß 
8 616 der Zivilprozeßordnung die Anfechtung der Ehe nicht mehr hätte geſtützt werden können. 


§ 95 
War die Scheidung einer Ehe nach den bisherigen Vorſchriften nicht möglich und iſt die Erhebung 
einer Scheidungsklage nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes an die Einhaltung beſtimmter Friſten ge⸗ 
knüpft, ſo laufen dieſe früheſtens ſechs Monate nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes ab. Eine auf 8 53 
geſtützte Scheidungsklage kann, wenn die Ehe beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits länger als 
zehn Jahre beſtanden hat, noch innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten erhoben werden. 


8 96 
Iſt eine Ehe vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſchieden worden, ſo beſtimmt ſich die geſetzliche 
Anterhaltspflicht der Ehegatten für die Zukunft nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes. Dies gilt nicht, 
wenn beide Ehegatten für ſchuldig erklärt worden ſind. 5 5 


| 8 97 
Iſt eine Ehe vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſchieden oder für nichtig erklärt worden, ſo 
beſtimmt ſich die Sorge für die Perſon der gemeinſchaftlichen Kinder nach den bisherigen Vorſchriften. 
Das Vormundſchaftsgericht kann jedoch jederzeit eine abweichende Regelung im Sinne der 88 81 und 
62 dieſes Geſetzes treffen, wenn es das Wohl des Kindes erfordert. f = 


3 | 1795 § 98 j 
(1) War nach den bisherigen Vorſchriften auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt, ſo 
kann jeder der Ehegatten auf Grund des Urteils durch Klage die Scheidung beantragen, es ſei denn, 
daß nach Erlaß des Urteils die eheliche Gemeinſchaft wiederhergeſtellt worden iſt. 
(2) Die Vorſchriften der 88 56, 57, 59 bis 61 finden keine Anwendung; wird die Ehe geſchieden, 
ſo iſt der für ſchuldig erklärte Ehegatte auch im Scheidungsurteil für ſchuldig zu erklären. Auf die 
Rechtsfolgen der Scheidung finden die 88 96 und 97 Anwendung. — f 


Vierter Abſchnitt 

a Schlußbeſtimmungen 
a, SET . a 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1938 in Kraft. 
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8 100 
(1) Wo auf Vorſchriften verwieſen wird, die durch dieſes Geſetz oder die auf Grund dieſes Geſetzes 
ergangenen Beſtimmungen aufgehoben oder geändert werden, erhält die Verweiſung ihren Inhalt aus 
den entſprechenden neuen Vorſchriften. 
(2) Einer Verweiſung ſteht es gleich, wenn die Anwendbarkeit der im Abſ. 1 bezeichneten Vor⸗ 
ſchriften ſtillſchweigend vorausgeſetzt wird. 


§ 101 
Der Senat wird ermächtigt, die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs und anderer Geſetze, 
ſoweit erforderlich, zu ändern und zu ergänzen, um ſie mit den Beſtimmungen dieſes Geſetzes in Ein⸗ 
klang zu bringen, ſowie Vorſchriften zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes zu erlaſſen. 
Danzig, den 25. Auguſt 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J 10% Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 
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